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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Mai 1961 

7 — 94004 — 5296/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Seemannsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind die Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung und für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 230. Sitzung am 29. März 1961 ge- 
mäß Artikel 76 Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf, wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Seemannsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Seemannsgesetzes 

Das Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 713) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 80 Abs. 2 Satz 1 wird nach dem Wort 
„Arbeitsschutzbehörde" eingefügt „im Beneh- 
men mit der See-Berufsgenossenschaft". 

2. In § 81 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und in § 82 
Abs. 1 wird jeweils das Wort „Arbeitsschutzbe- 
hörde" ersetzt durch „See-Berufsgenossen- 
schaft". 

3. § 83 erhält folgende Fassung; 

»§ 83 

Verwaltungsrechtsweg 

(1) Gegen die Entscheidung nach § 82 Abs. 1 
ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 

(2) Den Widerspruchsbescheid nach § 73 der 
Verwaltungsgerichtsordnung erläßt der Wider- 
spruchsausschuß. 

(3) Der Widerspruchsausschuß wird bei der 
See-Berufsgenossenschaft gebildet und besteht 
aus einem Bediensteten der See-Berufsgenossen- 
schaft, der die Fähigkeit zum Richteramt oder 
zum höheren Verwaltungsdienst haben muß, 
als Vorsitzendem und zwei Beisitzern, von de- 
nen einer ein Arzt und der andere aus der Be- 
rufsgruppe des Betroffenen sein muß." 

4. § 102 erhält folgende Fassung: 

.§ 102 

Arbeitsschutzbehörde 

(1) Arbeitsschutzbehörde ist unbeschadet der 
Vorschriften des § 102 a die nach Landesrecht 
für den Arbeitsschutz zuständige oberste Lan- 
desbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle. 
Sie hat darüber zu wachen, daß die Arbeits- 
schutzvorschriften dieses Abschnitts sowie der 
§§ 138 bis 141 und der auf Grund des § 143 
Abs. 1 Nr. 7 bis 11, 14 und 15 erlassenen 
Rechtsverordnungen durchgeführt werden; hier- 
bei arbeitet sie eng mit der See-Berufsgenossen- 
schaft zusammen. Die Länder können mit der 
See-Berufsgenossenschaft vereinbaren, daß de- 
ren technische Aufsichtsbeamte von der Arbeits- 
schutzbehörde zur Durchführung ihrer Über- 
wachungsaufgaben herangezogen werden. Zu- 
ständigkeiten nach anderen Rechtsvorschriften 
bleiben unberührt. 


(2) Die Beauftragten der Arbeitsschutzbe- 
hörde sind befugt, Schiffe, für die dieses Gesetz 
gilt, jederzeit zu betreten und in allen Räumen 
dieser Schiffe diejenigen Prüfungen vorzuneh- 
men, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwen- 
dig sind. Reeder und Kapitän sind verpflichtet, 
den Beauftragten die Ausübung dieser Befug- 
nisse zu ermöglichen; sie haben die bei der 
Prüfung benötigten Arbeitskräfte und Hilfs- 
mittel bereitzustellen und sicherzustellen, daß 
den Beauftragten die Angaben gemacht und die 
Unterlagen vorgelegt werden, die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlich sind. Das Grund- 
recht des Artikels 13 des Grundgesetzes über 
die Unverletzlichkeit der Wohnung wird inso- 
weit eingeschränkt. 

(3) Die Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung und für Verkehr regeln durch allge- 
meine Verwaltungsvorschriften mit Zustim- 
mung des Bundesrates die Durchführung einer 
einheitlichen Aufsicht und das Zusammenwirken 
der Arbeitsschutzbehörde mit der See-Berufsge- 
nossenschaft. Soweit die allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften die Seefischerei betreffen, 
sind sie im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zu erlassen." 

5. Nach § 102 werden folgende §§ 102 a und 102 b 
eingefügt: 

„§ 102 a 

Aufsicht im Ausland 

(1) Die Aufgaben und Befugnisse der Ar- 
beitsschutzbehörde, mit Ausnahme der in § 82 
Abs. 2 und § 94 Abs. 2 genannten, werden 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundge- 
setzes von den nach § 9 Nr. 2 bestimmten See- 
mannsämtern wahrgenommen. § 102 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 

(2) Der Kapitän ist verpflichtet, den nach 
Absatz 1 zuständigen Seemannsämtern zu ge- 
statten, die von ihnen getroffenen Anordnun- 
gen im Schiffstagebuch einzutragen. 

(3) Die in Wahrnehmung der Aufgaben und 
Befugnisse nach Absatz 1 getroffenen Anord- 
nungen oder festgesetzten Geldbußen teilt das 
Seemannsamt der für den Heimathafen oder, 
wenn dieser nicht im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes gelegen ist, der für den Regi- 
sterhafen des Schiffs zuständigen Arbeitsschutz- 
behörde mit. 

§ 102 b 

Aufsicht über die Seeberufsgenossenschaft; 

Kosten 

Bei Durchführung der in §§ 81 und 82 ge- 
nannten Aufgaben handelt die See-Berufsgenos- 
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senschaft nach den fachlichen Weisungen der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
und für Verkehr; soweit die Weisungen die 
Seefischerei betreffen, sind sie im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zu erteilen. Die 
Selbstkosten für die Durchführung dieser Auf- 
gaben trägt der Bund." 

6. Nach § 123 wird folgender § 123 a eingefügt: 

„§ 123 a 

Strafbare Verletzung von Vorschriften über die 
Schiffsbesetzung 

(1) Ein Reeder oder Kapitän, der vorsätzlich 
einer auf Grund des § 142 Abs. 1 erlassenen 
Rechtsvorschrift über die Mindestbesetzung von 
Kauffahrteischiffen mit Kapitänen, Schiffsoffi- 
zieren, sonstigen Angestellten und Schiffsleuten 
zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem 
vJahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. 

(2) Begeht der Reeder oder Kapitän die Tat 
fahrlässig, so ist die Strafe Gefängnis bis zu 
sechs Monaten oder Geldstrafe." 

7. § 126 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. den Vorschriften der §§ 81, 85 bis 87, 
89 Abs. 1 Satz 3, des § 91 Abs. 1, des 
§ 92 Abs. 1, der §§ 93, 94 Abs. 1, Abs. 2 
Satz 1 oder Abs. 3, des § 95 Abs. 1, 
Abs. 2 Satz 2 oder 3, der §§ 96 bis 101, 
des § 102 Abs. 2 Satz 2, auch soweit in 
§ 102 a Abs. 1 Satz 2 hierauf verwiesen 
wird, des § 138 Abs. 1, 2 oder 4 oder 
des § 139,". 

b) Nummern 3 und 4 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„3. den auf Grund des § 92 Abs. 2 oder des 
§ 94 Abs. 4 ergangenen vollzichbaren 
Anordnungen der Arbeitsschutzbehörde, 

4. den auf Grund des § 80 Abs. 2 ergange- 
nen vollziehbaren Anordnungen der Ar- 
beitsschutzbehörde, soweit sie die Un- 
terhaltung der Geräte, die Regelung der 
Beschäftigung oder den Ablauf der Ar- 
beit betreffen." 

8. § 127 erhält folgende Fassung: 

.§ 127 

Ordnungswidrigkeiten des Reeders 

Ordnungswidrig handelt ein Reeder, der vor- 
sätzlich oder fahrlässig 

1. der Vorschrift des § 102 Abs. 2 Satz 2, 
auch soweit in § 102 a Abs. 1 Satz 2 hier- 
auf verwiesen wird, 

2. abgesehen von den Fällen des § 123 den 
auf Grund des § 80 Abs. 2 ergangenen 
vollziehbaren Anordnungen der Arbeits- 
schutzbehörde, soweit sie die Einrichtung 


des Schiffsbetriebs oder die Geräte be- 
treffen, 

3. einer Rechtsvorschrift auf Grund des § 143 
Abs. 1 Nr. 5 über die angemessene Unter- 
bringung, sofern die Rechtsvorschrift aus- 
drücklich auf diese Bußgeldvorschrift ver- 
weist, 

zuwiderhandelt." 

9. § 131 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach den Worten „§§ 118 
bis 121" eingefügt: „und des § 123 a". 

b) In Absatz 2 werden die Worte „der §§ 122 
und 123" ersetzt durch die Worte „der §§ 122 
bis 123 a". 

10. § 132 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkedten sind 

1. in den Fällen der §§ 126 und 127 
Nr. 1 und 2, auch soweit in § 131 auf 
die&e Vorschriften verwiesen wird, 
die Arbeitsschutzbehörde, 

2. in den Fällen der Nummer 1 außer- 
halb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes auch die nach § 9 
Nr. 2 bestimmten Seemannsämter, 

3. im übrigen das Seemannsamt. 

Sie entscheiden auch über die Abänderung und 
Aufhebung eines rechtskräftigen, gerichtlich 
nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides (§ 66 
Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten)." 

11. In § 143 Abs. 1 Nr. 13 werden die Worte „des 
Binspruchsausischusses" ersetzt durch die Worte 
„ des Widerspruchsausschusses " . 

Artikel 2 

Übergangsvorschriften 

(1) Untersuchungen auf Seediensttauglichkeit, die 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes durchgeführt 
worden sind, gelten als Untersuchungen im Sinne 
des § 81 des Seemannsgesetzes. 

(2) Die Verordnung über die Besetzung der Kauf- 
fahrteischiffe mit Kapitänen und Schiffsoffizieren 
vom 29. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. II S. 517), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 8. Januar 1960 
(Bundetsgesetzbl. II S. 147) gilt im Sinne des § 123 a 
des Seemannsgesetzes als auf Grund des § 142 
Abs. 1 des Seemannsgesetzes erlassen. 

Artikel 3 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Begründung 





Allgemeines j 

Mit dem Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 713) ist für den Bereich der See- 
schiffahrt u. a. auch erstmalig staatliches Arbeits- 
schutzrecht geschaffen worden. Im Vierten Abschnitt 
des Gesetzes und den damit zusammenhängenden 
§§ 138 bis 141 finden sich die materiellen Vorschrif- 
ten über den Gefahrenschutz, die gesundheitliche 
Betreuung, den Arbeitszeitschutz sowie den beson- 
deren Schutz für Frauen und Jugendliche; auf Grund 
der Ermächtigungen in § 143 Abs. 1 Nr. 7 bis 15 
kann das materielle Recht dieses Bereiches ergänzt 
werden. 

Die Arbeitsschutzvorschriften des Seemannsgeset- 
zes sind öffentlich-rechtlicher Natur; sie folgen da- 
mit den Grundsätzen des schon seit langem für 
Landbetriebe geltenden allgemeinen deutschen Ar- 
beitsschutzrechts (insbesondere §§ 120 aff. der Ge- 
werbeordnung, der Arbeitszeitordnung, des Jugend- 
arbeitsschutzgesetzes). Die Durchführung der Ar- 
beitsschutzvorschriften soll staatlich überwacht wer- 
den; Verstöße gegen diese Vorschriften sind mit 
Strafe oder Geldbuße bedroht. 

Die Aufsicht über die Durchführung der Arbeits- 
schutzvorschriften ist im Seemannsgesetz noch nicht 
abschließend geregelt. § 102 behält dies vielmehr 
einem besonderen Gesetz vor. Mit dem vorliegen- 
den Entwurf, der in jahrelangen Beratungen mit 
den Ländern und den Sozialpartnern erarbeitet wor- 
den ist, soll dem Auftrag des Gesetzgebers nach- 
gekommen werden. 

Bereits in der Begründung zum Seemannsgesetz war 
zum Ausdruck gekommen, daß die Arbeitsschutz- i 
behörde für die Seeschiffahrt den Besonderheiten 
der Seeschiffahrt angepaßt und mit diesen Beson- 
derheiten vertraut sein müsse, wenn sie die Über- 
wachung wirksam durchführen wolle. Um dieser 
Forderung gerecht werden zu können, hatte die 
Bundesregierung bei Ausarbeitung des Entwurfs fol- 
gendes zu berücksichtigen: 

1. Gemäß Artikel 27 des Grundgesetzes bilden alle 
deutschen Kauffahrteischiffe eine einheitliche 
Handelsflotte. Hinsichtlich der Überwachung von 
Arbeitsschutzvorschriften muß schon deshalb 
eine einheitliche Handhabung angestrebt wer- 
den. 

2. Das Arbeitsschutzrecht ist, wie sich schon aus 
der ausdrücklichen Erwähnung in Artikel 74 
Nr. 12 des Grundgesetzes ergibt, eine einheitliche 
Rechtsmaterie: die Durchführung des materiellen 
Rechts in diesem Bereich steht grundsätzlich den 
Ländern zu. 

3. Auf dem Gebiete der Unfallverhütung ist seit 
Jahrzehnten die See-Berufsgenossenschaft (bun- 
desunmittelbare Körperschaft des öffentlichen 
Rechts im Sinne des Artikels 87 Abs. 2 des 
Grundgesetzes) im Rahmen ihrer Aufgaben nach 


] den §§ 848, 1199 der Reichsversicherungsordnung 
tätig. In der Regel führt sie außerdem im Auf- 
träge des Bundes die auf Grund des Artikels 3 
des Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepu- 
blik Deutschland zum Internationalen Schiffs- 
sicherheitsvertrag London 1948 vom 22. Dezem- 
ber 1953 (Bundesgesetzbl. II S. 603) erlassenen 
Schiffssicherheitsvorschriften durch, die mit den 
Arbeitsschutzvorschriften der Natur der Sache 
nach eng Zusammenhängen. 

Der vorliegende Entwurf berücksichtigt sowohl 
die verfassungsrechtliche Lage als auch die Not- 
wendigkeiten der Praxis. Grundsätzlich werden 
Landesbehörden als Arbeitsschutzbehörden be- 
stimmt; Sonderregelungen sind jedoch einmal bei 
der Überwachung im Ausland, zum anderen bei 
der Durchführung der Vorschriften über die ge- 
sundheitliche Betreuung der Seeleute erforder- 
lich. Schließlich ist es das besondere Anliegen 
des Entwurfs, die Zusammenarbeit der staat- 
lichen Aufsichtsbehörden mit der See-Berufs- 
genossenschaft fruchtbar zu gestalten. 

Im einzelnen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die Änderung des § 80 Abs. 2 soll eine enge Zusam- 
menarbeit der Arbeitsschutzbehörde mit der See- 
Berufsgenosscnschaft gewährleisten. Sie soll auch 
sicherstellen, daß einander widersprechende Anord- 
nungen der Arbeitsschutzbehörde nach § 80 Abs. 2 
Seemannsgesetz und der See-Berufsgenossenschaft 
nach den Vorschriften der Reichsversicherungsord- 
! nung vermieden werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die See-Berufsgenossenschaft nimmt seit langer 
Zeit die Untersuchung auf Seediensttauglichkeit 
der Seeleute aus Gründen der Unfallverhütung und 
der Schiffssicherheit wahr. Es erscheint zweckmäßig, 
den bereits bestehenden seeärztlichen Dienst der 
See-Berufsgenossenschaft auch weiterhin für die 
nunmehr durch § 81 festgelegten Aufgaben in An- 
spruch zu nehmen. Dies entspricht auch den Grund- 
sätzen wirtschaftlicher Verwaltung. 

Die Übertragung dieser Aufgaben auf die See-Be- 
rufsgenossenschaft erfolgt nach Artikel 87 Abs. 3 
in Verbindung mit Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die Neufassung des § 83 berücksichtigt die erst 
nach Verkündung des Seemannsgesetzes erlassene 
Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 17). Es wird sichergestellt, daß 
die von der See-Berufsgenossenschaft nach § 82 
Abs. 1 erlassenen Entscheidungen im Verwaltungs- 
rechtsweg nachgeprüft werden könne. Materiell ist 
die Vorschrift gegenüber der früheren Fassung nicht 
verändert worden. 
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Zu Artikel 1 Nr. 4 

Unter Berücksichtigung der bereits im allgemeinen 
Teil aufgezeigten Grundsätze ist in § 102 Abs. 1 
primär die nach Landesrecht für den Arbeitsschutz 
zuständige oberste Landesbehörde oder die von ihr 
bestimmte Stelle als Arbeitsschutzbehörde bestimmt 
worden. Eine Sonderregelung ist nur für die Über- 
wachung im Ausland geschaffen (vgl. zu Artikel 1 
Nr. 5). 

Absatz 1 legt weiterhin die Aufgaben der Arbeits- 
schutzbehörde fest und stellt nochmals den Grund- 
satz der engen Zusammenarbeit zwischen Arbeits- 
schutzbehörde und See-Berufsgenossenschaft her- 
aus. Durch die Verwendung des Begriffs „enge Zu- 
sammenarbeit" soll ein durch ständige gegenseitige 
Fühlungnahme gekennzeichnetes Zusammenwirken 
der beteiligten Stellen angesprochen werden, ohne 
daß das „Einvernehmen" im Rechtssinne erforder- 
lich wäre. Schließlich gibt er den Ländern die Mög- 
lichkeit einer vertraglichen Vereinbarung mit der 
See-Berufsgenossenschaft, deren Aufsichtsbeamte 
zu staatlichen überwachungsauf gaben heranzuzie- 
hen. Dies karni in den Fällen zweckmäßig sein, wo 
den Ländern Überwachungsbeamte nicht in ausrei- 
chendem Umfang zur Verfügung stehen oder eine 
Vereinfachung der Prüfung erreicht werden kann. 

§ 102 Abs. 2 enthält die für Aufsichtsbehörden üb- 
lichen Befugnisse. Die Vorschrift entspricht den 
§§ 24 b und 139 b der Gewerbeordnung sowie § 19 
des Atomgesetzes. 

Die in § 102 Abs. 3 enthaltene Ermächtigung der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung und 
für Verkehr zum Erlaß allgemeiner Verwaltungs- 
vorschriften soll dazu dienen, die bereits mehrfach 
betonte enge Zusammenarbeit zwischen Arbeits- 
schutzbehörde und See-Berufsgenossenschaft wirk- 
sam zu gestalten. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 » 

Die Aufsicht über die Arbeitsschutzvorschriften des 
Seemannsgesetzes ist in der Praxis deswegen 
schwierig zu lösen, weil ein großer Teil der deut- 
schen Handelsilotte sich ständig außerhalb des Ge- 
bietes der Bundesrepublik befindet. Die Regelung 
des § 102 a, nach der im Ausland die nach § 9 Nr. 2 
bestimmten Seemannsämter (die diplomatischen und 
konsularischen Vertretungen der Bunderepublik) 
die Aufsicht führen, folgt der Regelung des § 1214 
der Reichsversicherungs Ordnung. 

Die Vorschriften des § 102 a Abs. 2 und 3 sollen 
dazu dienen, der für den Heimat- bzw. Registerhafen 
des Schiffes zuständigen Aufsichtsbehörde Kenntnis 
über Anordnungen oder festgesetzte Geldbußen der 
Seemannsämter im Ausland zu geben. 

Die nach §§ 81 bis 83 von der See-Berufsgenossen- 
schaft wahrgenommenen Aufgaben werden von ihr 
als Auftragsangelegenheit ausgeführt. § 102 b re- 
gelt die hierzu notwendige Fachaufsicht; die Vor- 
schrift folgt dem § 4 des Gesetzes über die Aufga- 
ben des Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt 
vom 22. November 1950 (BGBl. S. 767) in der 
Fassung des Artikels 5 Abs. 2 des Gesetzes über 
den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum 


Internationalen Schiffssicherheitsvertrag London 
1948 vom 22. Dezember 1953 (Bundesgesetzbl. II 
S. 603). 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Die aus Schiffssicherheitsgründen erlassenen Vor- 
schriften über die Besetzung der Kauffahrteischiffe 
mit Kapitänen, Schiffsoffizieren, sonstigen Angestell- 
ten und Schiffsleuten müssen in ihrer Durchführung 
durch eine Strafvorschrift gesichert werden. Bis zum 
Inkrafttreten des Seemannsgesetzes enthielt § 113 
Nr. 2 der Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 
(Reichsgesetzbl. S. 175) eine Vorschrift, nach der ein 
Kapitän, welcher den Verpflichtungen über die Be- 
setzung der Schiffe mit Schiffsoffizieren zuwider- 
handelte, mit Geldstrafe bis zu 300 DM, mit Haft 
oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten bedroht 
wurde. § 117 Abs. 2 der Seemanns Ordnung bedrohte 
in diesen Fällen den Reeder mit Geldstrafe bis zu 
1000 DM oder mit Gefängnis bis zu einem Jahr. 

In das Seemannsgesetz wurden entsprechende Vor- 
schriften mit Rücksicht auf Artikel 4 Abs. 2 des Ge- 
setzes über den Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zum Internationalen Schiffssicherheitsvertrag 
London 1948 vom 22. Dezember 1953 (Bundesge- 
setzbl. II S. 603) nicht auf genommen. Da jedoch nach 
neuerer Ansicht die für Kauffahrteischiffe erforder- 
lichen Besetzungsvorschriften jetzt nicht mehr auf 
Artikel 3 Abs. 1 Nr. 8 dieses Gesetzes gestützt wer- 
den können, weil die Ermächtigung insoweit durch 
§ 142 Abs. 1 des Seemannsgesetzes ersetzt worden 
ist, wird es erforderlich, in das Seemannsgesetz eine 
neue Straf Vorschrift einzufügen. Der Strafrahmen ist 
dabei dem der §§ 118 bis 123 des Seemannsgesetzes 
angepaßt. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Die Ordnungswidrigkeitstatbestände des § 126 Nr. 1 
werden insoweit erweitert, als nunmehr auch ein 
Verstoß des Kapitäns gegen die Verpflichtungen aus 
§ 102 Abs. 2 Satz 2 (Gestattung der Prüfung durch 
die Aufsichtsbehörden und Hilfeleistung bei der Prü- 
fung) mit Geldbuße bedroht wird. 

Die Nummern 3 und 4 werden dadurch den heute 
geltenden Rechtsgrundsätzen angepaßt, daß bereits 
ein Verstoß gegen vollziehbare nicht erst rechts- 
kräftige Anordnungen ordnungswidrig ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

Der Tatbestand der Ordnungswidrigkeit in § 127 
Abs. 1 Nr. 1 entspricht dem, der bereits in § 126 
Nr. 1 für den Kapitän festgelegt ist. 

In § 127 Nr. 2 wird auch für den Reeder, soweit ihn 
Verpflichtungen nach § 80 Abs. 1 treffen, ähnlich 
dem bereits für den Kapitän geltenden Tatbestand 
des § 126 Nr. 4 ein Ordnungswidrigkeitstatbestand 
gebildet. 

§ 127 Nr. 3 entspricht dem bisherigen § 127. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 

Durch redaktionelle Änderung wird die Einfügung 
des § 123 a berücksichtigt. 
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Zu Artikel 1 Nr. 10 I 

Die Neufassung erweitert die Zuständigkeiten der | 
neu bestimmten Arbeitschutzbehörden nach §§ 102 j 
und 102 a. Diese Behörden sollen auch Ordnungs- 
strafbehörden werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 

Mit dieser Änderung wird die Neufassung des § 83 
berücksichtigt. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält Übergangsbestimmungen. 
Nach Absatz 1 sollen die ärztlichen Untersuchungen 
auf Seediensttauglichkeit, die die See-Beriifsgenos- 
senschaft bisher unter dem Gesichtspunkt der 
Schifssicherheit durchgeführt hat, ohne daß sie etwa 
wiederholt zu werden brauchen, als Untersuchungen 
im Sinne des § 81 gelten. 

Absatz 2 will sicherstellen, daß auch Verstöße ge- j 
gen die zur Zeit geltende Schiffsbesetziingsordnung, ! 
die noch nicht auf Grund des § 142 Seemannsgesetz i 
erlassen ist, nach § 123 a geahndet werden können. 

Zu Artikel 3 

Im Zuge der Einführung von Bundesrecht im Land 
Berlin erscheint es zweckmäßig, dieses Gesetz auch 
auf das Land Berlin zu erstrecken, zumal, da auch 
das Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl, II S. 713) nach seinem § 148 auch auf das 
Land Berlin erstreckt worden ist. 

Kosten 

Die Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Inwieweit die 


Länder durch die Ausführung des Gesetzes mit 
Kosten belastet werden, hängt davon ab, ob bei den 
nach Artikel 1 Nr. 4 mit der Überwachung der Ar- 
beitsschutzvorschriften zu beauftragenden Landes- 
behörden Personalmehrausgaben und zusätzliche 
Mittel für Sachausgaben entstehen, insbesondere 
auch davon, in welchem Umfange die Länder zu 
ihrer Entlastung von der Möglichkeit Gebrauch 
machen, die technischen Aufsichtsbeamten der See- 
Berufsgenossenschaft heranzuziehen (§ 102 Abs. 1 
Satz 3). 

Dem Bund werden zwar durch die Sonderregelung 
hinsichtlich der Untersuchung auf Seediensttauglich- 
keit Kosten auferlegt. Diese Kosten entsprechen je- 
doch zum Teil denen, die der Bund mit Rücksicht 
auf seine Zuständigkeit bei Durchführung der 
Schiffssicherheitsaufgaben z. Z, bereits der See-Be- 
rufsgenossenschaft für ihren seeärztlichen Dienst er- 
stattet. 

Die Gesamtkosten der See-Berufsgenossenschaft für 
Seedienstauglichkeitsuntersuchungen zur Durchfüh- 
rung der Schiffssicherheitsaufgaben haben im Kalen- 
derjahr 1959 rd. 146 000 DM betragen. Mit Rücksicht 
darauf, daß die Untersuchungen der See-Berufsge- 
nossenschaft im Rahmen ihres seeärztlichen Bera- 
tungsdienstes zugleich in Erfüllung ihrer allgemei- 
nen gesetzlichen Aufgaben stattfinden, bleibt die 
Festlegung eines Schlüssels zur Ermittlung der 
etwa nach diesem Gesetz anfallenden und zu er- 
stattenden zusätzlichen Selbstkosten einer Verein- 
barung mit der See-Berufsgenossenschaft Vorbehal- 
ten. Durch die Wahrnehmung von Aufgaben und 
Befugnissen der Arbeitsschutzbehörde außerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes durch die 
nach § 9 Nr. 2 bestimmten Seemannsämter erwach- 
sen dem Bund keine Mehrausgaben. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Artikel 1 Nr. 3 (§ 83) 

§ 83 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) Ein Vertreter der Arbeitsschutzbehörde 
ist im Verfahren vor dem Widerspruchsausschuß 
beizuladen." 

Begründung 

Es sollte der Arbeitsschutzbehörde im Wider- 
spruchsausschuß die Möglichkeit gegeben wer- 
den, die besonderen Gesichtspunkte des Arbeits- 
schutzgedankens vorzutragen. 

2. Artikel 1 Nr. 4 (§ 102) 

ln § 102 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte „die nach 
Landesrecht für den Arbeitsschutz zuständige 
oberste Landesbehörde oder die von ihr be- 
stimmte Stelle" durch die Worte „die von der 
Landesregierung bestimmte Stelle" zu ersetzen, i 

I 

Begründung | 

Es bestehen verfassungpolitische Bedenken da- | 
gegen, in Bundesgesetzen die Zuständigkeit 
einer bestimmten Landesbehörde festzulegen. 

3. Artikel 1 Nr. 5 (§ 102 b) 

In § 102b Zeile 1 sind nach der Zahl „82" die 
Worte „Absatz 1" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. Die See- 
berufsgenossenschaft wird nur nach diesem Ab- 
satz tätig, während Absatz 2 eine Zuständigkeit 
für die Arbeitsschutzbehörde vorsieht. 

4. Artikel 1 Nr. 5 a (neu) 

Nach Nr. 5 ist folgende neue Nr. 5 a einzufügen: 

,5 a. In § 123 Abs. 1 wird am Ende folgender 
Halbsatz angefügt: 

„ , soweit die Anordnung auf die Strafvor- 
schrift ausdrücklich verweist." ' 

Begründung s. unter lfd. Nr. 7 


I 5. Artikel 1 Nr. 6 (§ 123 a) 

§ 123 a Abs. 1 ist am Ende durch folgenden Halb- 
satz zu ergänzen: 

1 „ , soweit die Rechtsvorschrift ausdrücklich auf 

diese Strafvorschrift verweist." 

Begründung s. unter lfd. Nr. 7 

6. In Artikel 1 Nr. 7 (§ 126) 

a) ist nach Buchstabe a folgender Buchstabe ai 
einzufügen: 

,ai) In Nummer 2 wird der Halbsatz „sofern 
die Rechtsvorschrift ausdrücklich auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist," ge- 
strichen.' 

b) ist nach Buchstabe b folgender Buchstabe c 
anzufügen: 

,c) Am Ende wird nach dem Wort „zuwider- 
handelt" folgender Halbsatz angefügt: 

„ , in den Fällen der Nummern 2 bis 4, 
soweit die Rechtsvorschrift oder die An- 
ordnung ausdrücklich auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist." ' 

Begründung s. unter lfd. Nr. 7 

7. Artikel 1 Nr. 8 (§ 127) 

In § 127 Nr. 3 sind die Worte „ , sofern die 
Rechtsvorschrift ausdrücklich auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist," zu streichen. 

Am Ende ist nach dem Wort „zuwiderhandelt" 
folgender Halbsatz anzufügen: 

„ , in den Fällen der Nummern 2 und 3, soweit 
die Anordnung oder die Rechtsvorschrift aus- 
drücklich auf diese Bußgeldvorschrift verweist." 

Begründung zu lfd. Nr. 4, 5, 6 und 7 

Die Bestimmung, daß die in Frage kommenden 
Rechtsvorschriften und Anordnungen jeweils 
ausdrücklich auf die entsprechenden Straf- bzw. 
Bußgeldvorschriften verweisen müssen, ist aus 
rechtsstaatlichen Gründen notwendig. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird grundsätzlich zuge- 
stimmt. 

Es erscheint aber bedenklich, im Widerspruchsver- 
fahren von einer förmlichen „Beiladung" zu spre- 
chen, da dieser Terminus in der Regel dem Gerichts- 
verfahrensrecht Vorbehalten ist. Die Vorschrift sollte 
daher wie folgt gefaßt werden: 

„(4) Der Arbeitsschutzbehörde ist im Verfahren 
vor dem Widerspruchsausschuß Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben." 

Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Das vorliegende Gesetz soll erlassen werden, um ^ 
eine Zuständigkeitsregelung zu treffen, die § 102 i 
des mit Zustimmung des Bundesrates erlassenen ■ 
Seemannsgesetzes ausdrücklich vorgesehen hat. Die 
im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung mit ihrer 
abgewogenen Zuständigkeitsverteilung zwischen 
See-Berufsgenossenschaft und Ärbeitsschutzbehörde 
ist in voller Übereinstimmung mit den obersten 
Landesbehörden erarbeitet worden, um eine einheit- 
liche und den Besonderheiten der Seeschiffahrt ent- 
sprechende Durchführung des Gesetzes zu sichern. 
Wie die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme 
zum Entwurf eines Gesetzes über die Änderung 
von Zuständigkeiten — Drucksache 1777 — unter 
Nr. 6 ausgeführt hat, muß sie sich auch in solchen 
Fällen Vorbehalten, dem Bundesgesetzgeber vorzu- 
schlagen, von der ihm grundsätzlich gegebenen 
Möglichkeit organisatorischer Zuständigkeitsbestim- 
mungen Gebrauch zu machen. 

Zu 3. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 4. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Durch diesen Änderungsvorschlag soll — wie auch 
durch die Vorschläge zu 6. und 7. — im Bereich des 
Seemannsgesetzes für bestimmte Vorschriften ein- 
geführt werden, daß Verstöße gegen behördliche 
Anordnungen, die auf gesetzlichen Vorschriften be- 
ruhen, nur dann strafrechtlich oder als Ordnungs- 
widrigkeiten verfolgt werden können, wenn die An- 
ordnungen ausdrücklich auf die einschlägigen Straf- 
oder Bußgeldvorschriften verweisen. 


Eine entsprechende Bestimmung fehlt in vergleich- 
baren Strafvorschriften aus dem Bereiche des Ar- 
beitsschutzes (vgl. z. B. § 147 Nr. 3 GewO in der 
Fassung des Vierten Änderungsgesetzes vom 5. Fe- 
bruar I960; § 67 Abs. 1 Nr. 7 und § 68 Abs. 1 Nr. 8 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 9. August 
1960). 

Gegen eine solche Bestimmung spricht das grund- 
sätzliche Bedenken, daß es nicht dem Ermessen der 
Verwaltungsbehörde überlassen werden sollte, ob 
und inwieweit ein Verstoß gegen eine behördliche 
Anordnung strafrechtlich oder als Ordnungswidrig- 
keit verfolgbar sein soll. 


Dem Änderungsvorschlag wird mit folgender Maß- 
gabe zugestimmt: 

Während keine Bedenken dagegen zu erheben sind, 
daß die nach § 142 Abs. 1 SeemG neu zu erlassende 
Schiffsbesetzungsordnung ausdrücklich die unter 
Strafsanktion stehenden Vorschriften bezeichnet, er- 
fordert die vom Bundesrat vorgeschlagene Ände- 
rung eine Ergänzung des Artikels 2 Abs. 2 des Ent- 
wurfs. 

Artikel 2 Abs. 2 des Entwurfs bestimmt, daß die 
Schiffsbesetzungsordnung vom 29. Juni 1931 (Reichs- 
I gesetzbl. II S. 517) mit zahlreichen Änderungen, zu- 
! letzt vom 8. Januar 1960 (Buudesgesetzbl. II S, 147) 

I als auf Grund des § 142 Abs. 1 SeemG erlassen 
gelten soll. Die geltende Fassung der Schiffs- 
besetzungsordnung enthält jedoch keine Bezeich- 
nung der Strafbarkeit von Verstößen gegen be- 
stimmte Vorschriften. Die unveränderte Über- 
nahme des Vorschlags des Bundesrates würde 
zur Folge haben, daß die Strafvorschrift nur 
' dann zur Anwendung gebracht werden kann, 
wenn die geltende Schiffsbesetziingsordnung aus- 
j drücklich auf § 123 a verweist. Das könnte nur durch 
^ eine Ergänzung dieser Verordnung erreicht werden. 

I Da die Schiffsbesetzungsordnung seit 1931 schon 
j mehrfach geändert und damit bereits recht unüber- 
sichtlich geworden ist, sollte nach Möglichkeit ver- 
mieden werden, erneute Änderungen vorzunehmen. 

üm diese Schwierigkeiten auszuräiimen, wird für 
Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzentwurfs folgende Fas- 
sung vorgeschlagen: 

„(2) Die Verordnung über die Besetzung der 
Kauffahrteischiffe mit Kapitänen und Schiffsoffi- 
zieren vom 29. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. II 
S. 517), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
8. Januar 1960 (Bundesgesetzbl. II S. 147), gilt als 
auf Grund des § 142 Abs. 1 des Seemannsgesetzes 
mit der Maßgabe erlassen, daß Verstöße gegen 
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die §§ 5, 7 bis 13, 15 bis 19 oder 36 dieser Ver- 
ordnung nach § 123 a des Seemannsgesetzes straf- 
bar sind." 

Zu 6. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 
Wie zu 4. 

Zu 7. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 
Wie zu 4. 
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